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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Er hat lange auf sichwarten lassen, der Gesetzentwurf zur �nderung des Gesetzes gegen den unlauterenWettbewerb (UWG).

Am 21.5.2008 wurde er nunvomBundeskabinett beschlossen. Auchwenndas neueUWGnicht vor Ende2008/Anfang2009 in

Kraft tretenwird, findetdieumzusetzende, bereits seit 12.6.2007geltendeneueEU-Richtlinie�berdenSchutzgegenunlautere

Gesch�ftspraktiken schon heute Anwendung. Hoeren gibt in seinem aktuellen Beitrag einen ersten �berblick �ber die Neure-

gelungen. Ein zweiter wichtiger Gesetzentwurf wurde am 27.5.2008 beschlossen: der Entwurf eines Gesetzes zur �nderung

des VW-Gesetzes (vgl. hierzu auch das „Thema der Woche“ auf S. M 4 sowie die Meldung auf dieser Seite).

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Christian Mayer,

LL.M., RA, Clifford Chance

Partnerschaftsgesellschaft,

D�sseldorf

Reform der Verwaltungspraxis
des BKartA bei Verst�ßen gegen
das Vollzugsverbot – Rechtsun-
sicherheit f�r Unternehmen

Unternehmenszusammenschl�sse sind beim

Erreichen gewisser Umsatzschwellen beim

Bundeskartellamt (BKartA) anzumelden und

d�rfenvorFreigabedurchdasBKartAoderAb-

lauf der Wartefristen nicht vollzogen werden.

Verst�ße gegen dieses Vollzugsverbot sind

bußgeldbewehrt, dar�ber hinaus sind gegen

das Vollzugsverbot verstoßende Rechtsge-

sch�fte unwirksam.Nachbisheriger Praxis des

BKartA und der Gerichte handelte es sich hier-

bei um eine schwebende Unwirksamkeit, die

r�ckwirkend durch nachtr�gliche Freigabe

desZusammenschlusses geheiltwurde.

Die zugrunde liegende Verwaltungspraxis

hat das BKartA laut Mitteilung vom 13.5.2008

als Reaktion auf die 7. GWB-Novelle nun offi-

ziell ge�ndert. Nachtr�glich angemeldete Zu-

sammenschl�sse werden nicht mehr freige-

geben, stattdessen soll bei Verst�ßen gegen

das Vollzugsverbot allein ein Entflechtungs-

verfahren durchgef�hrt werden, das bei un-

problematischen Zusammenschl�ssen einge-

stellt wird.

F�r die Unternehmen ist diese Praxis mit er-

heblicher Rechtsunsicherheit verbunden. Es

ist unklar, ob und unter welchen Vorausset-

zungen eine Heilung f�r Rechtsgesch�fte, die

gegen das Vollzugsverbot verstoßen, eintritt.

Gesetzlich ist eine solche nach wie vor nicht

vorgesehen. Hier ist der Gesetzgeber gefor-

dert. Bis zur gerichtlichen Kl�rung der Frage

unter der geltenden Rechtslage m�ssen Un-

ternehmen besonders sorgf�ltig pr�fen, ob

eine bestimmte Transaktion eine Anmelde-

pflicht beim BKartA ausl�st.

Eine ausf�hrliche Behandlung des Themas

erfolgt in Heft 29 des „Betriebs-Berater“.

Entscheidungen
BGH: Zur Vertretung des Aufsichtsrats einer

Genossenschaft durch den Aufsichtsrats-

vorsitzenden

Der BGH hat mit Urteil vom 17.3.2008 – II ZR 239/

06–entschieden, dass derAufsichtsratsvorsitzen-

de den Aufsichtsrat einer Genossenschaft in der

Willensbildung zumAbschlussoder zur�nderung

desDienstvertragsmitdemVorstandnicht vertre-

ten kann. ImAnschluss andasUrteil vom3.7.2000

– II ZR 282/98, BB 2000, 1751, hat der II. Senat fer-

ner geurteilt, dass die Vereinbarung einer Abfin-

dungszahlung in einem Dienstvertrag mit dem

Vorstand f�r den Fall der außerordentlichen K�n-

digung durch die Genossenschaft unwirksam ist,

weil sie das Recht zur K�ndigung aus einemwich-

tigenGrundunzumutbarerschwert.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1181-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Abrechnung des Unfallgesch�digten

auf Reparaturkostenbasis

Mit Urteil vom 29.4.2008 – VI ZR 220/07 – hat der

BGH entschieden: Ein Unfallgesch�digter kann

(fiktiv) die vom Sachverst�ndigen gesch�tzten

Reparaturkosten bis zur H�he des Wiederbe-

schaffungswerts in der Regel nur abrechnen,

wenn er das Fahrzeug mindestens sechs Monate

weiternutzt und zu diesemZweck – falls erforder-

lich – verkehrssicher (teil-)reparieren l�sst (im An-

schluss an Senat, BGHZ 154, 395; 168, 43).

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1181-2

unter www.betriebs-berater.de

EuGH-Generalanwalt: Pl�doyer f�r

VerlegungdesoperativenGesch�ftssitzes

in anderenMitgliedstaat

In Sachen Cartesio – Rs. C-210/06 – hat EuGH-Ge-

neralanwalt Maduro am 22.5.2008 in seinen

Schlussantr�gendieAuffassungvertreten,dassdie

Artt. 43 EG und 48 EG nationalen Vorschriften ent-

gegenstehen, die eine nach nationalem (hier: un-

garischem) Recht gegr�ndete Gesellschaft gene-

rell daran hindern, ihren operativen Gesch�ftssitz

in einen anderen Mitgliedstaat zu verlegen, ohne

dass es hierf�r einen Rechtfertigungsgrund gibt.

VolltextderSchlussantr�ge:
// BB-ONLINE BBL2008-1181-3

unter www.betriebs-berater.de

Dazu demn�chst der Beitrag von Campos

Nave.

Gesetzgebung
Bundesregierung beschließt Novelle des

VW-Gesetzes

Das Bundeskabinett hat am 27.5.2008 den Ent-

wurf eines Gesetzes zur �nderung des VW-Ge-

setzes beschlossen. Damit reagiert Berlin auf das

EuGH-Urteil vom 23.10.2007 (vgl. dazu Teich-

mann/Heise, BB 2007, 2577), das zwei Regelun-

gen des Gesetzes f�r europarechtswidrig erkl�rt

hat. Mit der Novelle sollen die gesetzlichen,

nicht aber die durch Satzung einger�umten Ent-

sendungsrechte der �ffentlichen Hand entfallen.

Zudem soll die Beschr�nkung des Stimmrechts

aufgehoben werden, die durch das H�chst-

stimmrecht von 20 Prozent begr�ndet wird. Es

bleibt aber dabei, dass bedeutsame Entschei-

dungen in der Hauptversammlung mit einer

Mehrheit von 80 Prozent plus einer Aktie getrof-

fen werden m�ssen. Da das Land Niedersachsen

20,3 Prozent der VW-Aktien h�lt, h�tte es damit

nach dem Gesetzentwurf eine Sperrminorit�t.

Eine erneute Klage der EU-Kommission ist auf-

grund dessen nicht ausgeschlossen.
(Quelle: PM BMJ vom 27.5.2008)

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. K. Jan Schiffer, Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich
Graf vonWestphalen, K�ln
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